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Editorial
Gerhard Pušnik

Wozu machen wir den Kreidekreis? 

Als Zeitung von LehrerInnen für Lehre-
rInnen gemacht, ist der KREIDEKREIS 
eine offene Plattform für pädagogische 
Themen und gegen den rechten Zeit-
geist. Unsere Auseinandersetzungen 
und Analysen über Pädagogik und auch 
unsere Reaktionen auf die agierende 
Bildungspolitik müssen weiter gefasst 
werden. Kein anderer gesellschaftlicher 
Bereich ist von den Auswirkungen von 
Sozial- und Gesellschaftspolitik derart 
und direkt betroffen wie der Bildungsbe-
reich. Das was jene, die an den Hebeln 
der Macht sitzen vermurksen, wirkt sich 
unmittelbar in der Schule aus. 

ÖVP/FPÖ sind nicht nur dabei, die 
wichtigsten staatlichen Bereiche radikal 
umzufärben, sondern besetzen sie darü-
ber hinaus noch mit fast ausschließlich 
extremen Rechten. Österreich wird 
gerade zum Asozialstaat umgebaut. 
Die Herausforderungen, vor die uns 
diese gedanken- und gewissenslose 
Regierungstruppe stellt, werden auch 
eine kritische, parteiunabhängige und 
erfahrene Gegenbewegung wie die ÖLI 
auf die Probe stellen. Um dem effektiv 
etwas entgegenzusetzen, dürfen und 
können wir nicht allein bleiben. Auf 
parteiliche Vorfeldvereine ist kein Ver-
lass. ÖAAB, FCG und ÖPU sind auf 
rechter Schiene, von roten Socken weit 
und breit nichts zu bemerken. 

Wir rechnen mit jenen Kolleginnen und 
Kollegen, die nicht schweigen, wenn 
aus geschwärzten Nazi-Liederbüchern 
gesungen wird, wenn  mit dem Leben 
Bedrohte und Verfolgte abgeschoben 
werden, wenn bürgerliche Freiheiten und 
Rechte abgeschafft werden sollen, wenn 
das auf facebook gepflegte Volksemp-
finden statt richterliches Abwägen über 
das Strafausmaß entscheiden soll, wenn 
soziale Absicherung gefährdet wird.
Wieder einmal zeigt sich: Bildung ist 
nichts wert, wenn Unbildung an der 
Macht ist!

NOSt-Ausstieg – billige populistische Schaumschlägerei? von Peter Steiner

Bei genauer Betrachtung erweist sich der Gesetzesentwurf als Hürde zum Ausstieg aus 
der NOSt. Wer sich immer über die Möglichkeit zum Ausstieg aus der NOSt gefreut 
und geglaubt hat, das ginge so einfach, der oder die wird vom Gesetzesentwurf der 
schwarz/türkis-blauen Regierung enttäuscht werden. Tatsächlich erscheint das Ganze 
nämlich nicht ernst gemeint sondern nur billige populistische Schaumschlägerei.

Populismus 1: ein Ausstieg, der keiner ist – Der sogenannte Ausstieg aus der NOSt 
ist nur dann relativ friktionsfrei und leicht zu bewerkstelligen, wenn die Schule 
noch nicht mit der NOSt angefangen hat. Werden aber seit Schuljahr 2017/18 oder 
davor NOSt-Klassen geführt, wird’s schwierig. Zum einen müssen die angefangenen 
NOSt-Klassen bis zum regulären Abschluss unter NOSt-Bedingungen weitergeführt 
werden. Darunter fällt konsequenter Weise auch, dass Schulstufen-Wiederholungen 
auch nach NOSt-System zu laufen haben und das nach dem „Ausstieg“ in Klassen, 
die nun nach Vor-NOSt-SchUG-Bestimmungen laufen.

Beispiel – Eine NOSt-Schule schafft es tatsächlich mit 2018/2019 auszusteigen. Die 
Klassenzüge laufen nach dem SchUG von vor der NOSt. Parallel dazu laufen die be-
gonnenen NOSt-Klassenzüge. Wiederholungs-Schülerinnen/Schüler ab 2019/2020 
werden in die Nicht-NOSt-Klassen eingereiht, müssen hier aber nach NOSt-System 
unterrichtet werden. Das Gleiche geschieht 2020/2021 noch einmal. Und im Schul-
jahr darauf ist die NOSt laut System sowieso verpflichtend für alle. Da sind bei 
fünfjährigen Formen noch zwei Klassenzüge nach Alt-SchUG mit NOSt-Einspreng-
seln bis zum Abschluss unterwegs.

Populismus 2: Statt Erleichterung Mehrarbeit für Lehrerinnen und Lehrer – 
Eine Lehrerin, ein Lehrer muss im Falle einer Schulstufenwiederholung also zwei 
verschiedene Vorbereitungen machen: nach SchUG alt-Methode und nach NOSt-
Bestimmungen, obwohl das vielleicht nur zwei Schülerinnen/Schüler in der Klasse 
betrifft. So leiwand, so ohne Vergütung des zusätzlichen Aufwandes und so sinnlos 
muss einem dann der „NOSt-Ausstieg“ erscheinen. Wir nennen das billige populi-
stische Schaumschlägerei, die jene trifft, die glauben, endlich die richtige Entschei-
dung getroffen zu haben.

P.S.: Bevor es so weit kommt, gibt es im Gesetz noch eine Hürde. Der NOSt-Ausstieg 
kann nur mit ZUSTIMMUNG des SGA (bei fast allen anderen Belangen des Schullebens 
ist nur eine ANHÖRUNG des SGA nötig) und der Schulleitung bewerkstelligt werden.

Kommentar

Wir trauern um eine lebensfrohe, starke Frau, um eine solidarische Kämpferin 
für sozialen und pädagogischen Fortschritt.
Heide Lex-Nalis ist am 24. Februar 2018 gestorben.
Wir haben mit Heide Lex-Nalis in Zusammenhang mit der PädagogInnenbil-
dungNeu (akademische Ausbildung für alle ElementarpädagogInnen), mit der 
Aufwertung der elementarpädagogischen Einrichtungen und für das Bildungs-
volksbegehren zusammengearbeitet. 
Wir werden weiter für unser gemeinsames Anliegen, das bundeseinheitliche  
Rahmengesetz, für die Bildungseinrichtungen der Elementarpädagogik, die  
Verbesserung von Ausbildung, Arbeitsbedingungen und Einkommen der in  
diesem Bereich beschäftigten KollegInnen arbeiten. Auch in budget-, sozial-  
und bildungspolitisch schwierigen Zeiten. 
Wir nehmen Abschied. Traurig und dankbar.
Reinhart Sellner für die Unabhängigen GewerkschafterInnen im öffentlichen Dienst 

und die Österreichische LehrerInnen Initiative
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Arbeit & Zeit

Wie die Gewerkschaft Erziehung und 
Wissenschaft (GEW) berichtet, belegt 
die aktuell in Hannover vorgestellte 
Studie der Georg-August-Universität 
über die Arbeitszeit der Lehrer/innen, 
dass die Lehrkräfte in Deutschland im 
Durchschnitt länger als vergleichbare 
Beschäftigte im öffentlichen Dienst 
arbeiten.

Vorweg - Ergebnisse der Studie auch 
auf Österreich anwendbar
Es handelt sich zwar um eine deutsche  
Studie und deshalb um die Arbeitsbe-
dingungen der Lehrkräfte in Deutsch-
land, aber ihre Ergebnisse spiegeln auch  
die Verhältnisse in Österreich wider. 
Vergleichbare Ergebnisse brachte eine 
vor fast 20 Jahren von der damaligen 
Unterrichtsministerin Gehrer und der  
Gewerkschaft öffentlicher Dienst (GÖD) 
 in Auftrag gegeben Studie über die 
Lehrerarbeitszeit in Österreich. Auch 
diese Studie bewies, dass Lehrer/innen 
im Durchschnitt mehr Stunden pro 
Jahr arbeiten als Angestellte. Ministerin 
Gehrer, wohl nicht verdächtig Lehrer/
innenfreundlich zu sein und wenig er- 
freut über die Ergebnisse, ließ die Studie  
kurzerhand in der Schublade ver-
schwinden.

Viele Lehrkräfte sind hochmotiviert, 
aber auch stark belastet. Über 48 
Stunden im Durchschnitt in der Woche 
Die Metastudie „Studien zur Arbeitszeit 
von Lehrkräften in Deutschland“ des 
Göttinger Sozialwissenschaftlers  
Dr. Frank Mußmann und Dr. Thomas 
Hardwig ist eine Vergleichsanalyse 
von 20 Studien aus sechs Jahrzehnten 
zur Lehrkräftearbeitszeit. „Das Bild ist 
nun sehr umfassend und eindeutig“, 
sagte Mußmann. „Lehrkräfte sind 
aufgrund zu hoher Arbeitszeitvorgaben 
gegenüber vergleichbaren Beschäftig-
ten im öffentlichen Dienst im Mittel  
schlechter gestellt. 

Es fehlten „Erholungsmöglichkeiten 
in den Schulpausen, die Sieben-Tage-
Woche ist in der Schulzeit quasi obliga- 
torisch und die Entgrenzung der Arbeits- 
zeit ist fast die Regel.“ 

48 Stunden und 18 Minuten pro Woche  
arbeiten laut Studie die deutschen 
Lehrer/innen im Schnitt an Grundschu-
len, Gesamtschulen und Gymnasien.  
Berücksichtigt man die längeren Ferien  
des Lehrpersonals, arbeiten sie 1 Stunde  
und 40 Minuten über der Vergleichs-
basis. Nicht berücksichtigt ist in dieser 
Rechnung, dass Lehrer/innen in den 
Ferien zumeist erhebliche Arbeit mit 
nach Hause nehmen.

Arbeitszeit endlich senken!
Lehrer/innen bekämen ständig neue  
Aufgaben, Pflichtstunden seien dagegen  
nicht reduziert worden. Die Gesund-
heitsrisiken seien immens. „Hier 
brauchen wir dringend Entlastungen“, 
die Arbeitszeit müsse endlich gesenkt 
werden, forderte Laura Pooth, 
Vorsitzende der GEW Niedersachsen in 
ihrem Kommentar „Arbeitszeit endlich 
senken!“ zur Studie.

Alle Studien, gleich welche Methoden 
angewendet wurden, zeigten ein klares 
Ergebnis: Lehrkräfte arbeiten erheblich 
zu viel und es existiert ein riesiger Berg 

nicht sichtbarer Überstunden – ohne 
Bezahlung, ohne Zeitausgleich, vielfach 
ohne Perspektive auf Besserung. Denn 
als zweites Ergebnis der Analyse von 
Thomas Hardwig und Frank Mußmann 
zeigt sich, dass der relative Anteil an 
Unterricht (an der Gesamtarbeitszeit) 
tendenziell kleiner wird und der un-
sichtbare Teil der Arbeit größer, stellt 
Pooth klar und fordert deshalb, dass es 
keinen Aufschub mehr geben darf:  „Die 
Fakten liegen auf dem Tisch. Immer und 
immer wieder bestätigt und an keiner 
Stelle widerlegt. Die Lehrkräftearbeitszeit 
muss gesenkt werden. Angesichts der 
Tatsache, dass die außerunterrichtlichen 
Tätigkeiten zunehmen und diese aber 
keinesfalls beschnitten werden können, 
weil sonst die Qualität der Arbeit und 
der selbst gestellte Professionsanspruch 
leiden, ist es umso dringender, die 
Unterrichtsverpflichtung zu senken.“

Zeiterfassungsstudien zur Arbeitszeit von 

Lehrkräften in Deutschland

Konzepte, Methoden und Ergebnisse  von 

Studien zu Arbeitszeiten und Arbeitsver-

teilung  im historischen Vergleich Expertise  

im Auftrag der Max-Träger-Stiftung.

Von Thomas Hardwig, Frank Mußmann - 

unter Mitwirkung von Stefan Peters, Marcel 

Parciak

Den Link zur Studie finden Sie auch unter: 

www.oeliug.at  

Lehrkräfte sind hochbelastet und (noch) hochmotiviert - 
Ergebnis der aktuellen Studie über die Arbeitszeit der 
Lehrer/innen in Deutschland		 Manfred Sparr
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Schulschwänzen: Geldstrafen 
sollten nur die allerletzte Maßnah-
me sein.
Manfred Sparr

Die ehemalige Bildungsministerin 
und jetzige Bildungssprecherin der 
SPÖ, Sonja Hammerschmid, nimmt 
Stellung zu den Plänen, einige Tage 
Schulschwänzen umgehend mit über 
hundert Euro zu bestrafen.

Den Schulschwänzer/innen zu helfen 
würde der Sache mehr dienen, anstatt 
sie der türkisblauen und „einfallslosen 
Strafpädagogik“ auszusetzen, kritisiert 
Hammerschmid ihren Nachfolger im 
Bildungsministerium. Aber offenbar 
sei „Strafen und Sanktionieren“ auch 
in der Bildungspolitik „das Leitmotiv 
dieser Regierung“. Beim Griff in die 
reaktionäre pädagogische Motten-
kiste geht es Faßmann offensichtlich 
um parteipolitisches Kleingeld. Aber 
sicher nicht um eine Problemlösung. 
Schulschwänzen habe in der Regel 
„viel tieferliegende Gründe, wie etwa 
Schulangst, Mobbing oder familiäre 
Probleme. Diese werden nicht mit 
einer Verwaltungsstrafe gelöst“. Denn 
„sie geht nicht an die Wurzeln des 
Problems und trifft besonders jene 
Familien, wo es sozial ohnehin schwie-
rig ist“, so Hammerschmid. „Gerade 
dort, wo es einen schwierigen sozialen 
Background gibt oder Kinder in einer 
problematischen persönlichen oder 
schulischen Phase sind, muss es Ziel 
des Bildungssystems sein, zu helfen 
und zu unterstützen – etwa mit Sozial-
arbeit und Jugendcoaching“.

In der letzten Regierung wurde deshalb 
auch ein entsprechendes Verfahren 
entwickelt, das vor allem auf Kommu-
nikation und Helfen aufbaute. Strafen 
wurde erst als allerletzte Maßnahme 
vorgesehen. „Unser Grundsatz muss 
Helfen sein, statt Strafen“, mahnt 
Hammerschmid. Vor allem in der Bil-
dungspolitik.

Cartoon: G. Pedrazzoli

Redaktionsschluss 
für den nächsten Kreidekreis 

20. April 2018 

Beiträge an a@oeli-ug.at

Gibt es keine Unabhängigen in der AHS-Gewerkschaft? 
In der Zeitschrift „gymnasium“, Zeitschrift der AHS-Gewerkschaft Nr. 6/2017, 
werden auf Seite 18 unter der Seitenüberschrift „Bundesleitung aktiv“ die „Kon-
taktdaten 2017/18“ von Bundesleitungsmitgliedern angeführt, und zwar nur jener 
Mitglieder, die ein „Amt“ haben: Vorsitzender, Vorsitzender-Stellvertreter, Dienst-
rechtsreferentin,  Organisationsreferent, Finanzreferentin, Frauenreferentin und  Be-
reichsleiterin Familie in der GÖD (also nicht in der Bundesleitung). Mit diesem 
seltsamen Dreh konnte man die Tatsache verschweigen, dass in der Bundesleitung 
nicht nur FCG-Mandatare sitzen, sondern auch parteiunabhängige MandatarInnen 
der ÖLI-UG. Beim Bundestag am 26. April 2016 wurde der ÖLI-UG die Funktion 
der Vorsitzenden-Stellvertreterin verweigert, obwohl es in der GÖD Usus ist,  dass 
ein/e Stellvertreter/in aus der zweitstärksten Fraktion gewählt  wird. Was der Mehr-
heitsfraktion nicht in den Kram passt, wird einfach verschwiegen. Und die FSG 
spielt mit.

Wir holen die Veröffentlichung unserer Kontaktdaten hier nach. Die aktiven 
Bundesleitungsmitglieder der ÖLI-UG in der AHS-Gewerkschaft sind:

Ursula Göltl 				    Christian Schwaiger 
BRG Glasergasse, 1090 Wien,  		  BRG in der Au, 6020 Innsbruck, 
ursula.goeltl@brg9.at 			   c.schwaiger@tsn.at 
0676-4891161 				    0650-3779360

Alte Pädagogik
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Inklusion – seit 1977 in Südtirol 
Realität

SchülerInnen mit besonderen  
Bedürfnissen
Das Südtiroler Schulwesen unterschei-
det zwei Gruppen:
SchülerInnen mit Funktionsstörungen 
(=schweren Beeinträchtigungen):
-	 bringen Ressourcen, die automa-

tisch und nach einem Schlüssel zu-
geteilt werden.

-	 können zieldifferent gefördert wer-
den und einen zieldifferenten Ab-
schluss machen

-	 Therapien und Fördermaßnahmen 
sind selbstverständlich, werden aber 
oft nicht an der eigenen Schule  an-
geboten. Die SchülerInnen werden 
vom Fahrdienst abgeholt und  zu 
den Therapien gefahren

SchülerInnen mit leichten Beeinträch-
tigungen
(etwa Teilleistungsstörungen, ADHS, 
Verhaltensauffälligkeiten u.Ä.):
-	 bringen keine Ressourcen, können 

damit aber über das großzügige 
Stundenkontingent versorgt wer-
den, wenn nötig. Südtirol setzt bei 
Kindern, die mehr brauchen auf  die 
Wirksamkeit von differenziertem 
eigenverantwortlichem Lernen

Beide Gruppen haben Anspruch auf Er-
lass- und Kompensationsmaßnahmen.  
Diese erlauben etwa die Verwendung 
des Computers, der Rechtschreibkor-
rektur oder anderer Hilfsmittel, ein-
fachere Fragestellungen, weniger Auf-
gaben bei der Schularbeit, Vorlesen der 
Aufgabenstellungen und vieles mehr. 
Für alle Integrationskinder werden vom 
Klassenrat individuelle Bildungspläne 
vereinbart. Die Bildungspläne dienen 
der Dokumentation und sind für alle 
LehrerInnen der Klasse verbindlich.

Feststellung der Beeinträchtigung 
von Kindern
Diese erfolgt durch einen Facharzt oder 
durch den psychologischen Dienst. 

Dass Mitglieder der Schulverwaltung 
dabei mitreden, wie bei uns die Pflicht-
schulinspektorInnen, ist undenkbar.

Räumliche Voraussetzungen/ 
Ausstattung
Die besuchten Schulen waren gut aus-
gestattet. Wir sahen helle, große gut 
ausgestattete Sonderräume für schwer 
behinderte Kinder, hell und freundlich, 
ein Bett für das Mädchen, das nicht so 
lange durchhalten kann, ein Computer 
mit Soundanlage, Brailletastatur und 
adäquater Software für die zwei Benut-
zerinnen des Raumes und vieles mehr. 

An einer anderen Schule war ein Ex-
trazimmer für die Sozialpädagogin 
eingerichtet, die ihre gesamte Lehr-
verpflichtung an der Schule anwesend 
ist und unbürokratisch täglich als 
Ansprechpartnerin für die Kinder und 
Jugendlichen greifbar ist. Der Schu-
lerhalter - die Gemeinde -  beschafft, 
was für Integrationskinder nötig ist. Es 
abzulehnen kann er sich imagemäßig 
kaum leisten. 
 
Gemeinsamer Unterricht
So viel wie möglich, so wenig wie nö-
tig ist das Motto. Individualisierter, 
offener Unterricht erleichtert das An-
docken für alle Kinder. Die räumlichen 
Rahmenbedingungen lassen flexibles 
Reagieren auf die Bedürfnisse der Inte-
grationskinder zu.

Pflege von Integrationskindern
Für die Pflege wird eigenes Personal 
angestellt. Pro Sprengel ist zusätzlich 
eine Pflegespringerin installiert, die er-
krankte Pflegepersonen ersetzen kann. 
Die LehrerInnen dürfen nicht zur Pfle-
ge eingeteilt werden.

So gelingt die Inklusion
Unsere Gesprächspartner nannten 
wesentliche Voraussetzungen für das 
Gelingen der Inklusion: 
-	 Vermeidung von Überforderung der 

Lehrpersonen

Die Bildungslandschaft in Südtirol (Teil 4)

Barbara Gessmann-Wetzinger

-	 ausreichende Zuweisung von Res-
sourcen

-	 Nutzung der autonomen Befugnisse, 
die rasches Reagieren und flexiblen 
Einsatz vorn Ressourcen erlauben

-	 gutes Beratungs- und Unterstüt-
zungssystem – LehrerInnen mit 
entsprechenden Kenntnissen können 
als InklusionsberaterInnen teilweise 
oder auch ganz freigestellt werden

-	 Zutrauen zu den Lehrpersonen
-	 gute und zielgerichtete Fortbil-

dungsplanung
-	 Steigerung der Zahl der Lehrper-

sonen die inklusive Unterrichtsfüh-
rung beherrschen

-	 Coaching für LehrerInnen (dafür 
sind ausreichend Ressourcen vorhan-
den, auch Supervision bei Konflikten 
von LehrerInnen ist leicht möglich)

Schwierigkeiten
Die Arbeit mit Integrationskindern ist 
kräfteraubend, der Wunsch den ein-
facheren Fachunterricht, für den man 
auch ausgebildet ist, zu halten legitim 
und einfach zu realisieren. Die Fluktua-
tion beim Integrationspersonal ist hoch. 
Erschöpfte Fachlehrpersonen erhoffen 
sich von einer Stelle für Integrations-
arbeit eine “Pause“  und suchen um 
solche Posten an. (Der Erhalt einer In-
tegrationslehrerInnenstelle ist möglich, 
wenn keine ausgebildete Integrations-
pädagogInnen zur Verfügung stehen.) 

Die Zusammenarbeit zwischen Regel-
lehrpersonen und Integrationslehrper-
sonen klappt nicht immer. Manche 
Eltern setzen zu hohe Erwartungen in 
die Schule. Die Begabtenförderung ist 
noch nicht angemessen umgesetzt. Sie 
wird derzeit teilweise über Wahlfächer 
versucht, im Unterricht selbst geht aber  
noch zu wenig. Als besonderes Problem 
gilt es derzeit viele Flüchtlingskinder 
aus einer großen Zahl von Ländern zu 
beschulen.

Im nächsten Kreidekreis geht es 
um das LehrerInsein in Südtirol.

Schule & Welt
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Ein Aspekt der Koalitionsver-
handlungen zwischen CDU/CSU und 
der SPD veranschaulicht am 
besten, welche Stärkung die Posi-
tion einer Verhandlungsseite erfährt, 
wenn das Ergebnis der Verhandlungen 
einer Urabstimmung unterzogen 
werden muss, bevor es gültig wird. 
Das wünsche ich mir schon seit vielen 
Jahren von „unserer“ Gewerkschaft 
GÖD!

Ob es sich nun um Gehaltsabschlüsse 
handelt oder um wesentliche Ände-
rungen im Dienst- und Pensionsrecht, 
die Verhandler*innen der Gewerk-
schaft wären besser aufgestellt und 
verfügten über einen größeren Droh-
finger, müssten Verhandlungsergeb-
nisse einer Urabstimmung unter den 
Mitgliedern unterworfen werden. Ich 
hätte mir beim Anwerben um GÖD-
Mitgliedschaften im konkreten Fall 
leichter getan, wenn ich auf dieses 
Mitwirkungsrecht auch der einfachen 
Mitglieder verweisen hätte können. 
Auch Entgegnungen wie „Die schnap-
sen sich das ja auch ohne mich in aller 
Ruhe und Freundschaft aus!“ wären 
mir erspart geblieben.

Dass die SPD mit ihren mickrigen 20% 
bei der jüngsten Bundestagswahl in 
Deutschland neben dem Vizekanzler 
auch das Außen- und Arbeitsmini-
sterium einfordern konnte, hätte die 
Scharfmacher in CDU und CSU noch 
in Gelassenheit verweilen lassen. Aber 
das Finanzministerium wäre von 
denen nie her gegeben worden, wenn 
nicht eine drohende Ablehnung durch 
die SPD-Basis die neue GroKo zum 
Scheitern hätte bringen können. Die 
Jusos (nur 1% der 463.723 SPD-Mit-
glieder sind unter 20 Jahre alt) können 
mit dem Slogan „Tritt ein, sag nein!“ 
für eine Mitgliedschaft werben und 
damit auch gleichzeitig ihre Position in 
der Mutterpartei umso besser stärken, 
je mehr junge Leute eintreten und mit-
stimmen können. 

Urabstimmungen: Arbeitnehmer*innen-Kraft-Tonikum
Wilfried Mayr

Urabstimmungen haben an sich in 
Parteien, Gewerkschaften und Verei-
nen eine lange Tradition, wenn es um 
wichtige Dinge geht. In Österreich ist 
dieser Status noch eher embryonal. 
APS-Lehrer*innen durften erst ein-
mal abstimmen. Konkret 2001 zum 
„Dienstrecht neu“, wo es darum ging, 
mehr zu arbeiten und weniger Geld 
dafür zu erhalten. Unter dem Trom-
melfeuer der GÖD-Funktionär*innen 
für ein Ja fand sich auch eine Mehrheit 
dafür. Der damalige APS-Gewerk-
schaftsboss Hermann Helm wurde für 
dieses Ergebnis mit den Posten eines 
Zentralsekretärs in Gehrers Bildungs-
ministerium und anschließend des nö. 
Landesschulratspräsidenten belohnt. 
Gewerkschaftskarrieren stelle ich mir 
anders vor.

In der Regel muss bei Urabstimmungen 
zur rechtskräftigen Verabschiedung des 
anstehenden Beschlusses sowohl eine 
bestimmte Höhe der Wahlbeteiligung 
(„Quorum“) als auch eine qualifizierte 
Mehrheit (z.B. Zweidrittelmehrheit) 
erreicht werden. Aber nicht immer: Bei 
der Volksabstimmung über das Atom-
kraftwerk Zwentendorf 1978 genügte 

Bildung & Politik

z.B. eine ziemlich dünne Mehrheit, um 
Österreich weitere Betriebskosten und 
die Sorge um die radioaktive „Entsor-
gung“ zu ersparen.

In Deutschland ist die Befragung der 
Gewerkschaftsmitglieder besonders in 
Hinsicht auf das Streikrecht von Bedeu-
tung. Wenn mindestens 75% der Ge-
werkschaftsmitglieder für einen Streik 
stimmen, darf die Gewerkschaft die 
betreffenden Betriebe bestreiken. Bei 
Tarifverträgen genügen hingegen 25% 
für die Annahme des Verhandlungs-
ergebnisses. Es ist also durchaus auch 
von Bedeutung, welche spezielle Rege-
lungen es bei Urabstimmungen gibt.

Dass dieser demokratische Faktor eine 
Machtbeschneidung der Bonzen bedeu-
tet, ist sowohl offensichtlich als auch 
der Hauptgrund dafür, dass in Öster-
reich dermaßen sparsam davon Ge-
brauch gemacht wird. Trotzdem (oder 
besser deswegen) fordere ich nach wie 
vor Urabstimmungen bei Gehaltsver-
handlungen und allen wichtigen legi-
stischen Änderungen.

Join the union, change the union!

Cartoon: G. Pedrazzoli
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Seit September 2017 liegt nun also ein 
„neues“, sagen wir lieber ein „leicht 
geändertes“ Korrekturraster für die 
Beurteilung der SRDP aus Deutsch 
bzw. aus der Unterrichtssprache vor.
Positive Bemerkung – mir wird ja oft 
genug vorgeworfen nur zu kritisie-
ren: Schön, dass die Evaluierung des 
vorhergehenden Korrekturrasters so 
schnell zu einem Ergebnis geführt hat.

Wichtigste Neuerung: Es gibt keine 
„Fehlerkategorien“ mehr, bei denen 
streng genommen eine Beurteilung im 
Bereich „Nicht genügend“ ausreichte, 
um für die gesamte Arbeit ein „Nicht 
genügend“ zu rechtfertigen, sondern 
„Fehlerkriterien“. Und diese sollen – so 
wurde uns in einer Dienstbesprechung 
mitgeteilt – holistisch und am besten 
nicht zu streng beurteilt werden.
Begründung: Textintention und Ver-
ständlichkeit stünden im Vordergrund, 
die Versteifung auf Formalismen ist 
verboten und das „Fehlerzählen“ so-
wieso (eh schon längst).

Neue Pädagogik

So weit, so gut.
Die Handreichung zum Korrekturra-
ster erklärt dann viele Dinge sehr ge-
nau und beschreibt den Sprachwandel 
schön mit dem Satz: „Sprachnormen 
können sich ändern, sie tun das auch.“ 
Was für eine Erkenntnis!
Überdies wird sehr wohl erwähnt, 
dass es „schwere“ und „leichte“ Fehler 
gibt, jedoch wird tunlichst vermieden, 
genau festzulegen, was denn nun ein 
„schwerer“ oder „leichter“ Fehler sei…
Und bei der österreichweiten Dienstbe-
sprechung der Arge-Leiter*innen aus 
Deutsch wurde auch festgestellt, dass 
im Bereich „Normative Sprachrichtig-
keit“ die größten Unterschiede bei der 
Gesamtbeurteilung einer schriftlichen 
Arbeit entstehen.

Also, für mich heißt das:
Es gibt für die SRDP einen strengen 
Textsortenkatalog (Achtung! Ab 
Haupttermin 2020 zwei Textsorten 
weniger – nämlich „Offener Brief“ und 
„Empfehlung“!) und ein einheitliches 

Die Jagd nach dem Phantom der objektiven und gerechten 
Beurteilung	 Korrekturschemata können sich ändern, sie tun dies auch.   

Ambros Gruber

Korrekturraster. Wichtig ist aber auch 
der „Eindruck“ der Arbeit. So steht’s 
in der Handreichung.

Naja.

Es wird also für mich mehr oder weni-
ger offen zugegeben, dass eine wirklich 
objektive und gerechte Beurteilung ein 
Phantom ist. Und dass die Jagd nach 
ihm erfolglos bleiben wird. Auch und 
gerade in Deutsch bzw. in der Unter-
richtssprache.

Und dann denke ich mir: Warum 
müssen wir das alles machen? Ja, ge-
nau: wegen Standardisierungswahn, 
Vergleichbarkeitswahn, Evaluierungs-
wahn, Statistikwahn, Ökonomisie-
rungswahn,…

Ein Wahnsinn, oder?

Ambros Gruber,

BBS Kirchdorf an der Krems

Brief an den Krkr

Gewalt gegen Lehrer*innen 
nimmt zu 
(KURIER, 24.2.2018)

Eine deutsche Studie belegt Gewalt 
gegen Lehrkräfte und Paul Kimberger, 
Vorsitzender der ARGE Lehrer*innen 
der Gewerkschaft, meint, dies sei auf 
Österreich umlegbar. Nicht eben wis-
senschaftlich aber mutig. Dass er recht 
haben könnte, belegen Aussagen aus 
den Schulbehörden, die eigentlich da-
rauf abzielen, ihn zu widerlegen. Z.B: 
„Die Gewalt gegen Lehrer*innen hat 
nicht jenes Ausmaß erreicht, sodass 

man Zahlen erheben würde.“ Welches 
Ausmaß muss Gewalt erreichen, so-
dass Zahlen erhoben würden? Sollte 
nicht Gewalt gar kein Ausmaß haben 
und Schulbehörden sich dies zum Ziel 
nehmen? Paul Kimberger ist zu verdan-
ken, dass jetzt wenigstens zwei Dinge 
feststehen: Es gibt tätliche Gewalt ge-
gen Lehrkräfte, und die Schulbehörden 
meinen, diese sei nicht des Zählens 
wert. 

Dabei wäre es so einfach! Ein Rempler, 
ein Biss, ein Volltreffer mit dem Feder-

penal = 3 Tätlichkeiten. Wenn es so 
wenige Vorfälle gibt, warum sie nicht 
erheben? Man braucht nur eine klare 
Definition, was erhoben wird und was 
nicht. Blaues Auge – wird erhoben, 
wüste Beschimpfung nicht. Rempler 
–ja, Anschreien – nein. Bedrohung – 
nein, was soll schon geschehen? Alles 
was zwischen Schüler*innen abläuft 
– nein, weil es mit Gewalt gegen Lehr-
käfte nichts zu tun hat. Oder vielleicht 
doch?

Andreas Chvatal
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Skepsis findet sich dann doch noch am 
Ende in Form eines Zitats aus der Re-
gierungserklärung (Achtung: Ironie!): 
„Alle vorgesehenen Maßnahmen wer-
den nur umgesetzt, wenn sichergestellt 
ist, dass etwaige Mehrkosten oder 
Mindereinnahmen durch strukturelle 
Gegenfinanzierungsmaßnahmen ge-
deckt sind.“

Für eine aktive, die KollegInnen 
informierende + mobilisierende 
Gewerkschaftspolitik
Wir UGÖDlerInnen kritisieren nicht 
von außen. Wir bringen Themen in der 
GÖD ein und setzen Initiativen in den 
Bundesvertretungen. Für eine aktive, 
die KollegInnen informierende und 
mobilisierende Gewerkschaftspolitik. 
Auch wenn für die Mehrheitsfraktion 
FCG noch immer nicht klar ist, dass 
gegen Kurz und sein autoritäres Durch-
griffsrecht in der ÖVP eine parteiunab-
hängige, von vielen Mitgliedern aktiv 
mitgestaltete Gewerkschaftsarbeit an-
gesagt ist. Die klare Absage des GÖD-
Vorsitzenden an die AK- und ÖGB/
KV-Abrisspläne von Kurz und Strache, 
zeigt, dass die Haltung der FCG gegen-
über der neuen ÖVP und ihrem Kanzler 
widersprüchlich ist. Das Schnedl-State-
ment fehlt im aktuellen GÖD-Magazin, 
ist aber über die GÖD-Homepage im-
mer noch abrufbar2.
 
Join the Union, change the Union! 
Glück auf, trotz alledem!

Reinhart Sellner ist Referent für gewerkschaft-

liche Bildungsförderung und vertritt die UGÖD 

im GÖD-Vorstand

1. Die Gelegenheit ergreifen. GÖD-Präsidiums-

mitglied Eckehard Quin zitiert in „GÖD aktu-

ell“ aus dem Regierungsprogramm.  

https://goed.at/publikationen/goed-magazin/

titelgeschichten/ und  https://goed.at/fileadmin/

magazin/2018-01/ 

2. archiviert und abrufbar unter https://goed.

at/video/

Sozialabbau zugunsten markt-
mächtiger Unternehmen oder 
Vorbereitung gewerkschaftlicher 
Maßnahmen?
Die auf über 5 Seiten ausgebreitete Titel-
geschichte im GÖD-Magazin heißt „Die 
Gelegenheit ergreifen“. Autor dieser 
Geschichte von den Chancen ist nicht 
der GÖD-Vorsitzende, sondern der auf 
Neugebauer-Zuruf ins GÖD-Präsidium 
kooptierte Dienstrechtsreferent Ecke-
hard Quin. Weil ihm „nicht nur der 
Platz, sondern in vielen Bereichen die 
Sachkenntnis fehlt“, beschränkt er sich 
aufs meist kommentarlos-zustimmendes 
Zitieren aus dem Regierungsprogramm. 
GÖD-Mitglieder werden in ihrer Ge-
werkschaftszeitung keinen Hinweis auf 
die Belastungen finden, die Schwarz-
Blau allen ArbeitnehmerInnen zumutet. 
Die Schwächung von AK- und ÖGB, 
Betriebsvereinbarungen statt flächen-
deckender Kollektivverträge, Sozial-
abbau und Sozialversicherungsumbau, 
12-Stundentag, Wegfall der Notstands-
hilfe für Arbeitslose und Kürzung der 
Mindestsicherung, Verschärfung im 
Asyl- und Bleiberecht, Ausgrenzung so-
zial Schwacher, schwarzblaue Pädagogik 
mit Ziffernnotendruck und Ausbau des 
Zweiklassen-Schulsystems,  Kapital- und 
Vermögensförderung auf Kosten der 
sozialen Wohlfahrt – das alles bleibt im 
GÖD-Magazin ausgespart. 

Quins einleitende Kritik am „ungusti-
ösen zweideutigen Kickl-Sager“ über 
das konzentrierte Halten von Flücht-
lingen richtet sich gegen die FPÖ, hat 
nichts mit der Regierungserklärung 
zu tun und wird zum Aufhänger für 
die pauschale Distanzierung von der 
„heulenden Oppositionsmeute“ von 
SPÖ und Grünen. Was dann unkritisch 
ausgebreitet wird, ist der Wortlaut von 
Passagen des Regierungsprogramms 
und seiner Chancen für Justiz&Polizei 
(Personalaufstockung!), Bundesheer 
(mehr Budget!) und Bildung („unmiss-
verständliches Bekenntnis zum differen-
zierten Schulsystem“).

Auf der Titelseite des GÖD-Magazins 
wird das Regierungsprogramm als 
bunte Smarties-Vielfalt präsentiert, 
Quin distanziert sich von der heu-
lenden Oppositionsmeute1 
 
Streichen von öffentlichen Aufga-
ben oder Arbeitsplätze schaffen?
Laut GÖD-Vorsitzenden Norbert 
Schnedl könnte die von der Regierung 
angekündigte „Aufgabenreform“ zur 
Entlastung der KollegInnen durch 
den Wegfall von Aufgaben führen, 
wegen der großen Pensionierungswelle 
bräuchte es aber auch Neuaufnahmen. 
Zentrale gewerkschaftliche Forderung 
ist demnach nicht das Schaffen not-
wendiger zusätzlicher Arbeitsplätze zur 
Sicherung der Qualität gemeinwohl-
orientierter Leistungen und zum Abbau 
von Überbelastung der KollegInnen, 
sondern das Reduzieren von Aufgaben, 
egal ob Verwaltungsabläufe vereinfacht 
oder am Sozialstaat gespart werden 
soll. Die GÖD-Spitze ist anscheinend 
dabei, die KollegInnen auf kostenneu-
trales Wohlverhalten gegenüber der 
türkis-blau eingefärbten ÖVP-FPÖ-
Regierung und ihrer sozial restriktiven 
Budgetpolitik einzustimmen. 

Wirtschafts-, Sozial-, Steuer- und 
Budgetpolitik kein GÖD-Thema?
Die UGÖD-Forderung nach einer sach-
lich fundierten, kritischen Einschätzung 
des Regierungsprogramms ist im GÖD-
Vorstand Minderheitenprogramm ge-
blieben. Die von ÖVP/FPÖ intendierten 
Folgen für die ArbeitnehmerInnen im 
öffentlichen Dienst und in den ausgeglie-
derten Betrieben, für Teilzeit- und prekär 
Beschäftigte, für Erwerbsarbeitslose, für 
Alte und Junge, Frauen und Männer, 
MigrantInnen und „Einheimische“, für 
den gesellschaftlichen Zusammenhalt 
und Demokratie sind bis auf weiteres 
für FCG (und anscheinend auch für die 
FSG-GÖD) kein Thema. Eine Folgenein-
schätzung des vorliegenden Regierungs-
programms sei keine Aufgabe der Teilge-
werkschaft GÖD, sondern eine des ÖGB.

ÖVP-FPÖ-Regierung – Chancen für ArbeitnehmerInnen 
im öffentlichen Dienst?	 Reinhart Sellner

Politik & Gewerkschaft
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Quergelesen

„Ehrlich gesagt wird einem angst und 
bang bei der Lektüre“ dieses Buches. 
Mit diesen Worten leitet Otto Fried-
rich in der Furche (8/22.Februar 2018 
S 17) seine Besprechung des Buches 
„Die große Gereiztheit“ des Medien-
wissenschaftlers Bernhard Pörksen ein. 

Pörksen analysiert und beschreibt 
eindrucksvoll die Ursachen, die Ent-
wicklung und die Folgen der alle Ge-
sellschaftsbereiche erfassenden „Em-
pörungskybernetik“. Ein Zustand, in 
dem „miteinander verschlungene, sich 
wechselseitig befeuernde Impulse einen 
Zustand der Dauerirritation“ erzeugen. 
Empörung, kollektive Erregung und 
unkontrollierte Aufgeregtheit bestim-
men den öffentlichen Diskurs genauso 
wie die Strategien der Lobbyisten und 
Parteistrategen. 

Mit bedenklichen Auswirkungen auf 
die Demokratie und gesellschaftspo-
litische Entscheidungsprozesse. Un-
schwer ist diese Entwicklung auch in 
Europa erkennbar. Neben Ungarn und 
Polen führt die „Neue Politik“ Öster-
reich an die Spitze dieser Negativent-
wicklung, in der „perfekt orchestrierte 
Regierungspropaganda“ Vorrang vor 
Verantwortung und Wahrheit hat, sich 
die Grenzen des Sagbaren „rasant ver-
schieben“, Qualitätsjournalismus von 
Regierungsparteien massiv bekämpft 
wird und die Parteien mit ihren Vor-
feldorganisationen nicht davor zurück-
schrecken, alles und jeden rücksichts-
los öffentlich an den Pranger zu stellen, 
wenn es ihren Interessen dient.

„Völlig bedeutungslose Nichter-
eignisse schwingen sich in der 
Empörungsmaschinerie moderner 
Medien zu inhaltsschwangeren 
Diskursthemen auf.“

Diese maßlose Dynamik in der aktu-
ellen cholerischen Medienwelt treibt 
immer wieder seltsame Blüten. So zum 
Beispiel die Ankündigung Trumps 
nach dem Massaker in Parkland, die 
Pädagog/innen in den Schulen mit 
Waffen auszustatten, um zukünftig 
solche Massaker an Schulen zu verhin-
dern.

Alarm!

In der Tat nicht annähernd so dra-
matisch abwegig wie die Trump śche 
Schulhausbewaffnungsphantasien ist 
der aktuelle Vorstoß der schwarzen 
Lehrergewerkschaft zu sehen, aber es 
könnte sehr wohl als Beispiel in Pörk-
sens Buch herhalten: Kurier: „Gewerk-
schaft: Gewalt gegen Lehrer nimmt zu. 
Gewerkschaft schlägt Alarm, Attacken 
und Drohungen sollen künftig stati-
stisch erfasst werden …“. 

Und wenn sich dann auch noch der 
Bundesschulsprecher der ÖVP nahen 
Schülerunion, Harald Zierfuß, einmi-
scht und fordert, dass „hart gegen die 
Schüler durchgegriffen werden“ muss, 
sehen wir ein schönes Beispiel dafür, 
wie sich Politiker, und die, die aus 
verschiedensten Gründen mehr oder 
weniger von ihnen abhängig sind, an 
die banalsten Medienbedingungen an-
passen müssen.

„Was tun?“

Otto Friedrich fasst Bernhard Pörksens 
Vorschläge für einen Ausweg aus der 
medialen Wahrheits- und Diskurskri-
se zusammen: Die Lösung sei nicht 
eine politische oder mediale Aufgabe, 
sondern die Lösung liege allein in der 
Bildung.

ÖLI-APP: Immer top aktuell 
informiert

Die Österreichische Lehrer/innen Initi-
ative – UG hat ihr Informationsservice 
mit der neuen ÖLI-UG APP um einen 
wichtigen Schritt erweitert. Derzeit 
kann die APP auf allen Smartphones 
mit dem Betriebssystem Android ge-
nutzt werden. 

Was bringt dir diese APP?
Keine wichtige Nachricht mehr verpas-
sen. Denn die ÖLI-UG APP informiert 
dich automatisch und top aktuell über 
alle neuen Beiträge auf der Homepage 
der ÖLI-UG. Ein Klick auf den ÖLI-
UG Button öffnet direkt die Homepage 
auf deinem Smartphone. 

Die APP ist einzigartig, denn sie
•	 ist kostenlos, 
•	 benötigt keine Daten von dir, 
•	 verursacht nur sehr geringes  

Downloadvolumen und 
•	 verbraucht so gut wie keine Energie 

(Batterie) von deinem Handy. 

Du findest die APP in 
deinem Store (Play-
Store) unter dem 
Suchbegriff „ÖLI 
oder direkt über Link  
(QR-Code).

Wenn die kollektive Erregung zur offiziellen Politik wird
„Die große Gereiztheit“, das neue Buch des 
Medienwissenschaftlers Bernhard Pörksen.

Manfred Sparr
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über diesen Teil des Semesterstoffs 
wird dann eine Prüfung abgehalten, 
was über ein Zeugnisbeiblatt in So-
krates dokumentiert wird. Das wurde 
für die AHS neu programmiert. Für 
unsere Administration war die Er-
stellung der Zeugnisse Ende Jänner 
sehr zeitintensiv und stressbeladen, 
denn die technischen Voraussetzungen 
wurden erst im letzten Moment fertig-
gestellt. 

Diese Neuerung stammt nicht aus dem 
Schulversuch MOST und ist erst im 
parlamentarischen Prozess in die Neue 
Oberstufe aufgenommen worden. Bei 
uns gab es Semesterprüfungen über 
den gesamten Semesterstoff. Jetzt sol-
len nur mehr jene Teile geprüft werden, 
die nicht überwiegend erfüllt wurden, 
dies muss im Zeugnisbeiblatt ausge-
wiesen werden. Dass hier nur mehr die 
negativ beurteilten Kompetenzbereiche 
aufscheinen sollen, hat sehr weitrei-
chende Folgen und hat dementspre-
chend auch zu heftigen Diskussionen 
geführt.  

Der Semesterstoff laut Lehrplan muss 
jetzt von der Lehrkraft strukturiert, 
also in Kompetenzbereiche gegliedert 
werden. Für jeden dieser Kompetenz-
bereiche gilt dann für ein Genügend, 
dass „die wesentlichen Bereiche über-
wiegend erfüllt“ sein müssen. Ein 
Kompensieren zwischen den Bereichen 
ist nicht möglich! Sobald ein derartiger 
Bereich mit Nicht genügend beurteilt 

An meiner Schule 
lief der Schulversuch 
„Modulare Oberstu-

fe“ 10 Jahre lang sehr 
erfolgreich. Wir haben 

uns deshalb entschlossen gleich mit 
diesem Schuljahr umzusteigen und die 
Einführung der NOST nicht aufzu-
schieben. An einer MOST-Schule wird 
aus der NOST die NOVI (Neue Ober-
stufe mit vertiefter Individualisierung), 
es gibt ein breites Angebot an Wahl-
modulen, was für uns die Attraktivität 
dieses Modells ausmacht. So wird der 
zusätzliche Arbeitsaufwand mit mehr-
fachen Semesterprüfungen für uns 
zumindest zum Teil aufgewogen durch 
die verstärkte Autonomie: Lehrende 
und SchülerInnen schätzen die Wahl-
module sehr, immer wieder werden 
interessante neue Themen angeboten. 

Ein Erfolg der MOST waren deutlich 
weniger SchulabbrecherInnen und 
auch RepetentInnen. Die kürzere Beur-
teilungsperiode und die Tatsache, dass 
alle positiven Semesternoten erhalten 
bleiben, haben zu erfreulichen Effekten 
in der Arbeitshaltung der SchülerInnen 
geführt. Zusätzlich können wir jetzt 
die Lernbegleitung ILB anbieten, da 
sind unsere ersten Erfahrungen sehr 
positiv.  

Völlig neu ist, dass das Semesterzeug-
nis ausweisen muss, welche Kompe-
tenzen in einem negativ abgeschlos-
senen Fach nicht erfüllt wurden. Nur 

wird, wird die Semesternote negativ. 
Das entspricht einer Neuinterpretation 
der LBVO und wird zu zusätzlichen 
Nicht genügend führen, wenn hier 
nicht sehr umsichtig vorgegangen wird. 
Damit wäre die positive Bilanz der 
NOST gefährdet. 

Die Gliederung des Semesterstoffs in 
Kompetenzbereiche liegt in der Ver-
antwortung der Lehrkraft, empfohlen 
werden aus pragmatischen Gründen 
2 bis 3 Bereiche. Eine Standardvari-
ante wird für jedes Fach erarbeitet, 
allerdings nicht rechtzeitig für dieses 
Schuljahr.

Dass jetzt ein weiteres Aufschieben der 
NOST möglich ist, freut mich für jene 
Schulen, die damit abwarten können, 
was in der Pilotphase erarbeitet wird. 
Heuer werden die 27 AHS-Einsteiger-
schulen vom Ministerium begleitet und 
unterstützt. Gemeinsam können wir 
Abläufe planen, Checklisten erstellen 
und Erfahrungen diskutieren. Auf die-
sen Erfahrungen wird auch eine Eva-
luierung aufbauen können. Allerdings 
sollte dann auch die Neuinterpretation 
der LBVO überdacht werden: Was als 
Entlastung gedacht war, könnte zu 
einem Anstieg der Nicht genügend 
führen!

Ursula Göltl ist AHS-Lehrerin für Che-

mie und Physik, Schülerberaterin, SQA 

und Schulentwicklungsexpertin am Erich 

Fried-Realgymnasium in Wien.

Von Anfang an mit dabei … von MOST zur NOST bzw. NOVI 

Ursula Göltl

Rechtsschutz, Beratung und Service 
ab dem 1. Beitrittstag

Unabhängige Bildungsgewerkschaft
www.dieubg.at

18.- € Mitgliedsbeitrag

U
B

G
Schule intern
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Das war’s dann wohl! Die neuen alpen-
republikanischen Rudermänner Kurz 
und Strache strahlen in der Landschaft 
herum und nicht einmal ein Landbauer 
kann die koalitionäre Eintracht trüben. 
Zum Ausdruck ihrer Einigkeit genügen 
manchmal nicht mehr als zwei Worte, 
z. B. „Gymnasium bleibt!“ Das lässt 
keine Fragen offen. Ein klares Bekennt-
nis zur Sicherung des bürgerlichen Bil-
dungsprivilegs mit eingebauter Platzan-
weisung für die sozial Unteren: „Ab in 
die Restschule!“ Welchen Sinn macht es 
in dieser Situation, die Gesamtschule zu 
fordern? Die Regierung wird dies nicht 
einmal ignorieren.

Gegenfrage: Wann war es jemals zuvor 
sinnvoll, also erfolgversprechend, diese 
Forderung zu erheben? Welche SPÖge-
führte Regierung hat sich für das Thema 
ernsthaft interessiert? Abgesehen von 
der Instrumentalisierung des Begriffes 
als diffuse Zielvorstellung, anlässlich 
der - fast ausschließlich auf Wien be-
schränkten - Einführung der KMS und 
später der WNMS1, konnte die Sozialde-
mokratie in über 30 Kanzlerjahren seit 
1970 mit der Gesamtschule wenig bis 
gar nichts anfangen. Ihr bildungspoli-
tisches Vermächtnis beschränkt sich auf 
das Ersetzen der Hauptschule durch die 
NMS. Die damit verbundene Ressour-
cenerhöhung ist zwar lobenswert, kann 
aber von der neuen Regierung im Hand-
umdrehen rückgängig gemacht werden. 
Die Verwirklichung der Gesamtschule ist 
seit Okober 2017 kaum weiter entfernt, 
als in den Jahrzehnten davor. Trotzdem 
ist es immer sinnvoll sie zu fordern, 
schon alleine deshalb, weil wir den 
Verhinderern einer emanzipatorischen 
Schule, den Bewahrern der Bildungspri-
vilegien der Wohlhabenden und ihrer 
Steigbügelhalter nicht den ultimativen 
Gefallen tun dürfen, das Nachdenken 
darüber einzustellen, wie ein gerechtes 
Schulsystem aussehen müsste.

Die Gesamtschule braucht... 1) ... das 
restlose Aus von AHS Unterstufe und 

NMS. 2) ...ein klares Konzept für den 
gemeinsamen Unterricht bestgeförderter 
SuS und solchen, die Nachholbedarf 
haben und zwar ohne Fantastereien 
den Arbeitsaufwand der Lehrkräfte 
betreffend. (Kleiner Hinweis: „Sitzen 
lassen“ oder „Fünfer verunmöglichen“ 
bzw. „Vierer schenken“ dürfen darin 
nicht vorkommen!)  3) ...die Entdog-
matisierung der Ganztagsschule. 4) 
...einen Plan für die Bewältigung sämt-
licher problematischer Entwicklungen, 
die sich seit längerem hauptsächlich 
im Pflichtschulbereich verdichten 
(Migration,Verwahrlosung...). 5) ...den 
Blick über die Landesgrenzen2 und 
nicht jenen in die PISA Studie3. 
6) ... eine völlige Neudefinierung des-
sen, was derzeit als Inklusion bezeich-
net wird (s. u.).  7) ...

Die Gesamtschule würde mehr Chan-
cengerechtigkeit bringen, da die Selek-
tion der 9jährigen ersatzlos wegfiele. 
Die ehemaligen HS/NMS Kids hätten 
eine klare Leistungsmotivation. Für 
die ehemaligen AHS Kids ändert sich 
fast nichts. So schreiben sie etwa ihren 
ersten Roman statt mit 16 erst mit 17. 
Gegen ein solches Konzept würde sich 
„Gymnasium bleibt!“ eher kümmer-
lich ausnehmen. Es wäre ein Beitrag 
zu einer alternativen Politik, die der 
herrschenden entgegen gehalten werden 
könnte. Natürlich darf es nicht der ein-
zige bleiben.

++

Ein Wort zur sogenannten Inklusion: 
Alle Sonderschulformen auflösen und 
die Kinder in die Pflichtschule schi-
cken! Wenn das Inklusion ist, lehne 
ich sie ab! Die Verschiedenartigkeit der 
Gruppen von SuS, die derzeit außerhalb 
der Regelschule betreut werden, wird 
ignoriert. Ein sinnesbeeinträchtigtes 
Kind wird mit einem lernschwachen 
und dieses wieder mit einem sozial-
emotional beeinträchtigen gleichgesetzt. 
Konkrete Organisations- und Finanzie-

rungsmodelle zur Sicherung der Betreu-
ungsqualität gibt es nicht. Offenbar soll 
nichts organisiert und schon gar nicht 
finanziert werden. Am einfachsten ist 
es natürlich, Beeinträchtigungen quasi 
zu verbieten, so wie es allem Anschein 
nach für die Integration in Wien ge-
plant ist. Lernbeeinträchtigte Kinder 
werden nicht mehr als solche bezeichnet 
und laufen in Normalklassen mit, die 
einmal in der Woche von einer Sonder-
pädagogin/einem Sonderpädagogen in 
beratender Funktion besucht werden. 
Integration nach dem Vogel-Strauß-
Prinzip, als Vorbild für die zukünftige 
Inklusion?  

Inklusion ohne Gesamtschule? Wenn 
die Inklusion auf die Pflichtschule 
beschränkt bliebe, wäre sie ein begriff-
licher Widerspruch in sich, denn sie 
würde die AHS Unterstufe exkludie-
ren(!) Der einzige Vorteil dieser soge-
nannten Diskussion ist, dass sich zeigt, 
wie an ein Gesamtschulkonzept nicht 
herangegangen werden kann.

Eingangs erwähnte Rudermänner sind 
natürlich sowohl gegen Gesamtschule 
als auch gegen Inklusion. Im Bedarfsfall 
würden sie wohl „Gymnasium bleibt!“ 
durch „Inklusion kommt nicht!“ er-
gänzen. Wie sie mit den langen Sätzen 
zurechtkommen werden, aus denen 
Konzepte für Gesamtschule und sinn-
volle Inklusion bestehen müssen, bleibt 
abzuwarten.

1. KMS (Kooperative Mittelschule) und WNMS 

(Wiener Neue Mittelschule) waren der Versuch, 

Pflichschulstandorte in Konkurrenz zur AHS 

Unterstufe treten zu lassen. Vermehrter Arbeits-

aufwand der Lehrkräfte sollte eine größerer At-

traktiviät der KMS, WNMS bewirken. 

2. Die Kreidekreis Serie zu Südtirol ist eine erster 

Schritt in diese Richtung.

3. PISA: Finnland (Gesamtschule) liegt weit vor 

Ö, Italien (Gesamtschule) etwas hinter Ö. Die 

Schweiz (keine Gesamtschule) ist fast so gut wie 

Finnland...

Gesamt...was?
von Andreas Chvatal

Kommentar
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Um selbst erkennen zu können, was 
mich glücklich und zufrieden macht, 
dafür brauche ich sehr wohl eine gute 
Bildung. Eine Bildung, die eigenstän-
diges Denken fördert, ja fordert. Eine 
Lesekompetenz, die nicht nur einfaches 
sinnerfassendes Lesen gewährleistet, 
sondern auch befähigt, zwischen den 
Zeilen zu lesen.

Eine Bildung, die das Selbstbewusstsein 
so weit stärkt, dass statt Ellbogentech-

nik Kooperation möglich 
wird – nicht nur auf dem 
Bildungsweg, sondern auch 
später im Beruf, im gesell-
schaftlichen und im privaten 
Zusammenleben. Eine Bil-
dung, die durch „Herzensbil-
dung“ das ihre zum sozialen 
Frieden, zu nachhaltig-ver-
antwortungsvollem Handeln 
der zukünftigen Erwachsenen  
beiträgt… 

Schule muss ohne Frage auch 
leistungsorientiert sein. Aber 
Bildung ist nicht Leistungs-
sport!  In der Schule darf es 

nicht darum gehen, worum es im Spit-
zensport geht – letztlich nur um Ruhm, 
um sehr viel Geld und um das Prinzip: 
„Nur einer kann gewinnen!“  Keine 
Gesellschaft kann sich ein Bildungssy-
stem leisten, in dem nur einer  - oder 
nur wenige – gewinnen können.

Ein Bildungssystem, das wirklich 
Zukunft verspricht, muss eines sein, 
in dem ALLE gewinnen – in all der 
Vielfalt, die unsere Gesellschaft  aus-
macht.

Dieses Ideal, diese Vision gilt es zu 
verfolgen - und niemand sagt, dass das 
einfach ist.  Es die Aufgabe unserer Re-
gierung, die Rahmenbedingungen für 
ein wirklich zukunftsfähiges Bildungs-
system zu schaffen, auch wenn es nicht 
einfach ist – und niemand sagt, dass 
Regieren einfach ist! 

gestellt werden. Wer durch die von 
sogenannten BildungsexpertInnen er-
stellten „Kompetenzraster“ fällt, hat 
Pech gehabt, bzw. – so soll glaubhaft 
gemacht werden – hat es eben nicht 
verdient, einen bestimmten Bildungs-
weg einzuschlagen, einen bestimmten 
Berufsweg zu verfolgen. Das beginnt 
im Kindergarten,  wo die erste Auslese 
stattfindet, setzt sich fort in der Volks-
schule, im Sekundarstufenbereich und 
geht bis zur Universität, wo Zugangsbe-

schränkungen und eine Begrenzung der 
möglichen  Studiendauer geplant sind: 
wer nicht „spurt“ - wer nicht in der 
vorgegebenen Spur bleibt - wird exma-
trikuliert!

Was wird mit diesem Druck bezweckt? 
Soll damit die Energie und die Auf-
merksamkeit der jungen Menschen und 
deren Eltern so sehr auf die „Bildungs-
karriere“ gelenkt werden (die allein 
angeblich für ihre Zukunftschancen 
entscheidend ist), dass ihnen keine Zeit 
und Energie und kein Platz im Kopf 
mehr dafür bleibt, sich Gedanken darü-
ber zu machen, was sie wirklich für ein 
geglücktes Leben brauchen? Auf dass 
niemand Druck auf die Politik ausübt 
und fordert, dass die PolitkerInnen sich 
um alles kümmern, was für unsere  Zu-
kunft  wichtig ist: Sozialer Friede, eine 
intakte Umwelt … siehe oben?

Wer will sie nicht,  die perfekte Schule, 
welche die Kinder und Jugendlichen zu 
glücklich-und-zufriedenen Erwachse-
nen macht? „Nur gute Bildung sichert 
den Jungen ihre Zukunft“,  titelten die 
Salzburger Nachrichten am 02.12.2017.  
Die neue Regierung scheint diese gute 
Bildung durch eine „Perfektionierung“ 
des Schulsystems gewährleisten zu wol-
len, indem möglichst viel und möglichst 
früh getestet, gescreent, überwacht, 
aussortiert und zentral vorgeschrieben 
wird. Eine in diesem Sinn 
„perfektionierte“ Schule 
ist in meinen Augen aber 
ein Angriff auf wirklich 
gute Bildung. Denken 
wir doch einmal über den 
schulischen Tellerrand 
hinaus… Ist es tatsächlich 
die schulische Karriere, 
die einzig und allein da-
rüber entscheidet, wie 
„rosig“ die Zukunft sein 
wird?

Nein – es ist viel mehr, 
was wir für unsere 
Zukunft brauchen: So-
zialer Friede, eine intakte Umwelt, 
Lebensperspektiven, die nicht nur am 
wirtschaftlichen Profit orientiert sind, 
Zeit für Privatleben, die Freiheit, sich 
Lebensziele selbst zu stecken und nicht 
nur so zu funktionieren, wie andere sich 
das von mir erwarten …

Welche Absicht steckt hinter den Plä-
nen der neuen Regierung, dass auf die 
Kinder (und deren Eltern!) von klein 
auf noch mehr Druck ausgeübt werden 
soll? (Sprachscreening im Kindergarten, 
Verpflichtung zu Ziffernnoten in der 
Volksschule,  Aufnahmeprüfungen für 
AHS usw.) 

„Nur wer den (von der Bildungspolitik 
und der Wirtschaft gestellten) Anfor-
derungen genügt, hat eine Zukunft!“, 
wird postuliert. Das Darwin’sche 
Prinzip der Auslese darf nicht in Frage 

Wollt ihr die perfekte Schule? 
oder: Bildung, das Fenster zur Welt  von Monika Wölflingseder

Schule
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gibt daher eine sehr realistische Chance 
auf Anrechnung von 10 Jahren. Dazu 
kommen noch maximal 6 Monate Bun-
desheer oder 9 Monate Zivildienst. 

ÜBERSTUNDEN NICHT ERWÜNSCHT 

Ich möchte in den LehrerInnen-Vor-
schlägen für die Lehrfächerverteilung 
festhalten, dass ich keine Überstunden 
will. Mit wie vielen WE ist man voll? 
Gilt noch die Regel mit 19,5 WE?

Antwort
Vollbeschäftigt ist man nur mit 20 
WE. Aber Abs. 2b von  jusline.at/
gesetz/bdg/paragraf/213 bietet (nur 
für Personen im alten Dienstrecht!) die 
Möglichkeit Überstunden zu vermei-
den, indem eine Erklärung abgegeben 
wird, dass man zur Überstundenver-
meidung mit 19-19,99 zufrieden ist. 
Die Bezahlung ist allerdings dement-
sprechend reduziert. BeamtInnen kön-
nen für die Pensionswirkung freiwillig 
die Pensionsbeitragsvollzahlung be-
antragen (letzteres geht aber leider für 
VertragslehrerInnen nicht).  Formulie-
rungsvorschlag siehe oeliug.at/recht/
dienstrechtsskriptum/formulare 

KRANKMELDUNG  

Ab wann muss man eine Krankmel-
dung vom Arzt bringen: am 3. oder 
4.Tag? Und gibt es einen Unterschied 
zwischen Pragmatisierten und Ver-
tragslehrerInnen? 

Antwort
Wenn die Schulleitung eine ärztliche 
Bestätigung/Krankmeldung verlangt, 
dann muss man sie bringen. Ab dem 4. 
Krankenstandstag müssen sowohl Prag-
matisierte als auch VertragslehrerInnen 
ohne Aufforderung die ärztliche Krank-
meldung der Schulleitung vorlegen. Ge-
setzesstelle für BeamtInnen - BDG: § 51 
Abs. 1-2; für VL - VBG: § 7 Abs.1-3

überzeugt, dass der Arbeitsgerichtspro-
zess für das Wahlrecht ausgeht. 

ANSTELLUNG ALS HTL-LEHRERiN 

Als Bautechnik-Dipl.Ing interessiert 
mich eine Anstellung als HTL-Lehrer. 
Um den Umstieg gut planen zu kön-
nen, würde ich gerne wissen, welche 
Einstufung ich erwarten kann, wenn 
ich im Herbst 2018 beginne. Ich habe 
mehr als 15 Jahre Berufserfahrung.

Antwort
Für den Einstieg als HTL-Lehrer ist 
der Zeitpunkt von Bedeutung. Ab Sept. 
2019 gilt das neue LehrerInnendienst-
recht verpflichtend und das bedeutet, 
dass 3 Unterrichtsstunden mehr und 2 
weitere nichtunterrichtliche Aufgaben 
verpflichtend dazu kommen. Falls in der 
Umgebung also 2018/19 keine Stunden 
für Bautechniker frei sind, wäre deshalb 
auch ein Einstieg anderswo an einer 
Bau-HTL überlegenswert. Denn die 
Entscheidung für das alte Dienstrecht 
gilt auch für die Zukunft an jeder ande-
ren Schule in Österreich. Als Vordienst-
zeiten/ Berufserfahrungszeiten sind 
gem. jusline.at/gesetz/vbg/paragraf/26 
anrechenbar: alle Zeiten im öffentlichen 
Dienst im EWR+Tuerkei+Schweiz und 
maximal 10 Jahre Privatwirtschafts-
zeiten (oder Selbstständigkeit) in Aus-
übung einer einschlägigen Berufstätig-
keit, wenn fachliche Erfahrung vermit-
telt wird und mindestens eine der fol-
genden Bedingungen erfüllt ist: 1. wenn 
eine fachliche Einarbeitung auf dem 
neuen Arbeitsplatz überwiegend unter-
bleiben kann oder 2. wenn ein erheblich 
höherer Arbeitserfolg durch die vorhan-
dene Routine zu erwarten ist. Bei der 
Aufstellung der Berufserfahrungszeiten 
ist die genaue Angabe der Tätigkeiten 
ab dem Studienabschluss wichtig, sowie 
die Darstellung des inhaltlichen Zusam-
menhangs mit der künftigen Tätigkeit 
als Lehrer bautechnischer Fächer. Es 

DIENSTRECHTSWECHSEL ZWI-
SCHEN LANDESVERTRAG (NMS) 
UND BUNDESVERTRAG (AHS). 

Ich bin derzeit Unterrichtspraktikantin 
an einer AHS und werde 18/19 einen 
Sondervertrag an einer NMS als Lan-
deslehrerin bekommen. Gilt meine 
Wahl für das alte Dienstrecht dann 
auch, wenn ich später an eine AHS 
wechseln kann? 

Antwort
Es gibt nur eine Wahlmöglichkeit bei 
Einstieg in ein Dienstverhältnis als 
LehrerIn und die gilt auf Dauer für alle 
späteren Dienstverhältnisse als Landes- 
oder Bundeslehrerin in Österreich.
In jusline.at/gesetz/vbg/paragraf/37 
steht im Absatz 2 als letzter Satz:
„Eine gemäß § 2 Abs. 2 des Landesver-
tragslehrpersonengesetzes 1966 ̶ LVG, 
BGBl. Nr. 172/1966, für ein Dienstver-
hältnis als Landesvertragslehrperson 
getroffene Festlegung wirkt auch für 
ein später begründetes Bundesdienst-
verhältnis als Vertragslehrperson.“ Der 
oben zitierte Satz steht umgekehrt auch 
im Landesvertragslehrpersonengesetz, 
so dass also eine Entscheidung als Bun-
deslehrerin dann auch umgekehrt bei 
einer Anstellung als Landeslehrerin gilt.

WAHLRECHT ALTES DIENSTRECHT 
MIT NEUER LEHRERiNNENAUSBIL-
DUNG 

Ich werde heuer mit dem neuen Lehrer-
BA fertig und unterrichte ab Herbst 2018. 
Darf ich das alte Dienstrecht wählen?

Antwort
Laut jusline.at/gesetz/vbg/paragraf/37 
ja, laut Dienstgeber nein. Tritt der 
Gewerkschaft bei: goed.at/meine-
mitgliedschaft/mitglied-werden und 
nimm Kontakt mit dem Rechtsbüro 
auf (goed.recht@goed.at). Wir sind 

fragen 
		  &antworten    

Recht praktisch

Zahlreiche KollegInnen nützen 
oeliug.at/kontakt um Anfragen zu stellen.
Gabriele Atteneder berichtet aus den 
Antworten der ExpertInnen.
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Pensionsalter
Antritt am (Monatsersten nach dem) 65. Geburtstag. Ab 
dem 62. Geburtstag und mit mindestens 40 Pensionsversiche-
rungsjahren ist der Pensionsantritt mit finanziellen Einbußen 
möglich. Ausnahme: weibliche Vertragsbedienstete, die vor 
dem 2.6.1968 geboren sind: Pensionsalter: 64,5 Jahre, 
vor 2.12.67: 64, vor 2.6.67: 63,5, vor 2.12.66: 63, 
vor 2.6.66: 62,5, vor 2.12.65: 62, vor 2.6.65: 61,5, 
vor 2.12.64: 61, vor 2.6.64: 60,5, vor 2.12.63: 60 Jahre.

Zeitkonto
Ist für alle Landes- und BundeslehrerInnen mit Dauerver-
trag im alten Dienstrecht möglich: Erklärung im September 
abgeben, dass ein gewünschter Prozentsatz der Mehrdienst-
leistungen nicht ausgezahlt, sondern auf das Zeitkonto ange-
spart werden kann. Auszahlung des Zeitkontos ist jederzeit 
(aber nur für das gesamte Guthaben) möglich. Auszahlungs-
höhe: als wären die angesparten Überstunden im Monat der 
Auszahlungsbeantragung gehalten worden. Nutzen des Zeit-
kontos als Freizeit ist nur in ganzen Schuljahren (außer von 
Schulanfang bis Pensionierung) und nur mit mindestens 50% 
der Lehrverpflichtung möglich und ist bis 1. März davor zu 
beantragen. Genehmigung kann bei wichtigen dienstlichen 
Gründen verweigert werden. Zeitkontonutzung kann mit 
Ansuchen um Teilbeschäftigung genutzt werden, sodass eine 
halbe Jahreslehrverpflichtung am Zeitkonto reicht, um sich 
ein Freijahr (bei fortlaufender halber Bezugszahlung) zu  
finanzieren. Aktueller Zeitkontostand: bildung.portal.at

Sabbatical
Ist für alle öffentlich Bediensteten ab dem 6. Dienstjahr 
möglich. LehrerInnen können eine Sabbaticalrahmenzeit von 
2-5 Schuljahren (bis August) und darin 1 freies Schuljahr 
beantragen („Teilzeit mit geblockter Dienstleistung“, Bezah-
lung nach dem durchschnittlichen Beschäftigungsausmaß in 
der Rahmenzeit, zB 3 Jahre voller Unterricht, 1 Jahr frei: ¾ 
(75%) Bezahlung. MDL werden in den Unterrichtsjahren ex-
tra ganz normal ausbezahlt – oder aufs Zeitkonto angespart). 
Das Freijahr kann bei Rahmenzeit 2-3 Jahre ab dem 2. Jahr, 
bei Rahmenzeit 4-5 Jahre ab dem 3. Jahr gewählt werden. 
Wird am Ende der Sabbaticalrahmenzeit das gesetzliche Pen-
sionsalter (65, außer weibl. VL, s.o.) erreicht, kann das Frei-
jahr mit der Pensionierung enden. Liegt der Geburtstag zwi-
schen 2.9. und 31.12. darf die Rahmenzeit und das Freijahr 
auch um 1-4 Monate verlängert werden. ZB: geb. 2.12.58, 

Sabbaticalrahmenzeit 1.9.18-31.12.23, Freizeit ab 1.9.22 bis 
gesetzliches Pensionierungsdatum 1.1.24, daher 4 Jahre Un-
terricht, 16 Monate Freiphase, Bezahlung 48/(48+16)=75%.

Altersteilzeit
Nur BeamtInnen haben die Möglichkeit, gleichzeitig mit 
jedem Teilzeit-/Sabbaticalantrag bekanntzugeben, dass gem. 
Gehaltsgesetz § 116d der Pensionsbeitrag so berechnet wer-
den soll, als wäre man vollbeschäftigt (freiwillige Vollzahlung 
des Pensionsbeitrages, um diese Jahre voll in der Pensionsbe-
rechnung zu behalten).

Jubiläumszulage
Öffentlich Bedienstete bekommen in Österreich nach 25 
Dienstjahren zwei und nach 40 vier Monatsgehälter Jubi-
läumszulage, wenn keine schwerwiegenden Dienstvergehen 
vorliegen. Erreicht jemand zumindest 35 Jahre und bleibt bis 
zum gesetzlichen Pensionsalter im Dienst, werden die 4 Mo-
natsgehälter trotzdem ausbezahlt (Auszahlung immer am 1.1. 
oder 1.7. nach dem Jubiläumsstichtag – siehe bildung.portal.
at, eigene Daten). Auszahlungshöhe ist das Monatsgehalt 
gem. Gehaltstabelle (ohne MDL/Zulagen/Sonderzahlungen, 
bloß Schulleitungszulagen kommen dazu). Ausnahme: Ist 
man als VL im Monat der Erreichung des Jubiläums teilbe-
schäftigt, wird das durchschnittliche Beschäftigungsausmaß 
der gesamten Dienstzeit ermittelt und dieser Prozentsatz dann 
bei der Jub.Zul.Berechnung angewandt. Daher als VL bitte 
keine Sabbaticalrahmenzeit und nach Möglichkeit keine Teil-
beschäftigung im Jubiläumsmonat.

Abfertigung
Bei Dienstverhältnisbeginn ab 2003 zahlt der Dienstgeber 
monatlich 1,53% in die Abfertigungskasse ein. Einmal jähr-
lich kommt eine Info über den aktuellen Stand. Am Ende 
kann man zwischen Auszahlung oder Zusatzpension wählen.
Bei Dienstbeginn vor 2003 bekommen VertragslehrerInnen 
bei Kündigung durch den Dienstgeber und im Falle der eige-
nen Kündigung wegen Pensionierung eine Abfertigung, deren 
Höhe sich nur aus dem letzten Monatsgehalt (ohne MDL/
Zulagen/Sonderzahlungen, bloß Schulleitungszulagen kom-
men dazu) berechnet. Daher als VL bitte keine Sabbatical-
rahmenzeit und nach Möglichkeit keine Teilbeschäftigung im 
letzten Dienstmonat (Sabbatical geht immer bis 31.8., daher 
Kündigung/Pensionierung erst frühestens per 1.10.). Nach 20 
vollen Jahren: 9, nach 25: 12 Monatsgehälter.

Pension, Zeitkonto, Sabbatical, Alters-
teilzeit, Jubiläumszulage, Abfertigung
Gary Fuchsbauer

Recht praktisch



Kunst & Kultur

Auszug aus Site of Awe, Elka Krajewska 
und Gregor Neuerer, Ventimiglia und New 
York City 2017, Text Editing: Eliza Rose, 
Eigenverlag 2016 sowie in Landschafts-
lektüren herausgegeben von Ender, Fürhap-
ter, Kathan, Leitner, Siller, Transcript Ver-
lag, Bielefeld 2017

Gregor Neuerer
Gregor Neuerer, Studium an der Universität 
für Angewandte Kunst in Wien, lehrt seit 
2014 Fotografie und Neue Medien an der 
Universität Mozarteum, Salzburg. Seit 2014 
Zusammenarbeit mit Elka Krajewska. 

Lebt in Wien und New York.
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PV-Akademie in der Oststeiermark

Es war eine große Gruppe:  An die 
40 LehrerInnen,  auch DirektorInnen 
fanden am 1. 2. 2018 den Weg nach 
Hartberg, wo Gary Fuchsbauer in be-
währter Präzision und Kompetenz das 
Bildungsreformgesetz vorstellte. Auf be-
sonderes Interesse stießen Fragen zum 
Thema neues/altes Dienstrecht – hier 
waren  junge KollegInnen überrascht 
und erleichtert, dass auch Sonderverträ-
ge in den NMS – noch für dieses Jahr 
–  gleichzeitig ein Dienstverhältnis im 
alten Dienstrecht begründen. 
Im 2. Teil des Nachmittags erläu-
terte der Dienstrechtsreferent und 
Bundeskoordinator der ÖLI, Gary 
Fuchsbauer, die sehr unterschiedlichen 
gesetzlichen Bestimmungen, die die 
Pensionierung betreffen. Auch das 
Thema Zeitkonto interessierte viele 
– es zeigte sich dabei, dass in einigen 
Schulen diese Möglichkeit noch nicht 
bekannt war. Bei einem kleinen Buf-
fet nutzten viele die Gelegenheit, sich 
mit KollegInnen anderer Schulen und 
Schultypen auszutauschen. – Ein er-
folgreicher, informativer Nachmittag!
		      Juliana Kemmer

PV-AKADEMIE: Keiner ist allein -  
vor dem Gesetz
Bildungsreformpaket und Pensions-
recht. ÖLI-UG PV-Akademie am 
2.2.18 in Graz.

Die Schulungen der PV-Akademie 
finden Anklang. Diesmal tourte Gary 
Fuchsbauer, Bundeskoordinator der 
ÖLI-UG durch die Steiermark und 
Kärnten und informierte über das 
Bildungsreformpaket und das Pensi-
onsrecht. In Graz konnte die Presseab-
teilung des „Kreidekreis“ am Seminar 
teilnehmen. Rund 50 steirische Lehrer 
und Lehrerinnen informierten sich 
über die Bestimmungen des Bildungs-
reformpakets, seine Neuerungen und 
Möglichkeiten und über das Recht in 
die Pension zu kommen. 

Wie immer gab es auch Spezialfragen 
zu anderen Themen, etwa zur Ein-
rechenbarkeit von Erzieher-Nacht-
diensten in die Lehrverpflichtung. Und 
was Gary nicht ad hoc beantworten 
konnte, sollte nach dem Seminar 
Antwort in Form von E-Mails finden. 
Wissbegierde hoch und die Zufrie-
denheit ist umfassend. Es gibt immer 
jemand, der sich auskennt. Und damit 
ist schon keiner mehr allein VOR 
DEM GESETZ!
		           Peter Steiner

Engagement zur rechten Zeit

ÖLI – die starke Personalvertretung 

ZA-BMHS MandatarInnen 

Josef Gary Fuchsbauer
stv. ZA-Vorsitzender
LiTec/KTLA
fuchsbauer@oeli-ug.at

Katharina Bachmann
HAK/HAS Feldkirch
bachmann@oeli-ug.at

Peter Steiner, 
TGM - Die Schule der Technik, 
HTBLVA Wien 20
0680 21 97 106
psteiner@tgm.ac.at

Gabriele Atteneder
HBLA für künstlerische Gestaltung
Garnisonstraße 25
4020 Linz 
atteneder@oeli-ug.at

Die aktuellen Termine der 
PV Akademie sind auf 
www.oeliug.at/pv-akademie/veran-
staltungen-2018/ zu finden.


